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ÖSTERREICH ASIEN ERDBEBEN ENTWICKLUNGSHILFE FINANZEN BUDGET  
 
Nach Tsunami - SPÖ fordert "drastische Erhöhung" der EZA-Ausgaben 
Utl.: Bayr begrüßt Schröder-Vorschlag zu "Patenschaften" von  Industriestaaten mit einzelnen 
betroffenen Ländern = 
 
   Wien (APA) - Die SPÖ hat die Flutkatastrophe in den Anrainerstaaten des Indischen Ozeans zum Anlass 
genommen, eine Erhöhung der österreichischen Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit 
(EZA) zu fordern. Es sei ein "Gebot der Menschlichkeit und des politischen Weitblicks, drastische Erhöhungen 
in der Entwicklungspolitik durchzusetzen", forderte die entwicklungspolitische Sprecherin der SPÖ, Petra Bayr, 
in einer Aussendung am Montag. 
 
   Neben den wichtigen Maßnahmen der Katastrophenhilfe sei es auch Aufgabe Österreichs als eines der 
reichsten Länder der Erde, "eine nachhaltige Entwicklung in den von der Flutkatastrophe betroffenen Regionen 
zu unterstützen". Dazu gehöre der Wiederaufbau von Infrastruktur, aber auch die Schaffung von Arbeits- und 
Bildungsmöglichkeit, also "klassische Aufgaben der  
Entwicklungszusammenarbeit". Dies sei aber nur möglich, wenn man über längere Zeit genügend finanzielle 
Mittel und technische Unterstützung zur Verfügung stelle. "Österreich hat da ebenso wie die Europäische Union 
einiges aufzuholen", kritisierte Bayr. Die EZA-Ausgaben Österreichs lagen im Jahr 2003 mit 0,2 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) bei nicht einmal einem Drittel des von der UNO Anfang der 1970er Jahre 
proklamierten Ziels von 0,7 Prozent. Die 15 damaligen EU-Staaten erreichten im Schnitt 0,35 Prozent. 
 
   "Durchaus einiges abgewinnen" kann Bayr dem Vorschlag des deutschen Bundeskanzlers Gerhard Schröder, 
dass Industrieländer Patenschaften für einzelne von der Flut betroffene Staaten  
übernehmen. Mittelfristig ist nach Ansicht Bayrs nicht nur ein Tsunami-Frühwarnsystem für die Region 
vonnöten, sondern vor allem Maßnahmen, um die strukturelle Armut der Länder der Dritten Welt zu 
beseitigen, Raubbau an den natürlichen Ressourcen zu beenden und den Klimawandel zu stoppen. 
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